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Das EU-Projekt beeinträch-
tigt die Nutzung traditio-
neller Landrechte, Wälder 

und Gemeinschaftsressourcen. In-
digene Gemeinschaften aus den Di-
strikten Lamjung und Manang äußern 
ihre Vorbehalte gegen eine Hochspan-
nungsleitung, die entlang des ihnen 
heiligen Marsyangdi-Flusses gebaut 
wird. Sie verbinden mit dem Gang an 
die Öffentlichkeit die Hoffnung, dass 
der europäische Geldgeber und die ne-
palische Regierung rechtzeitig eine Lö-
sung finden und Schäden verhindern 
können. Das Kollektiv der Rechts-
anwälte und Rechtsanwältinnen LA-
HURNIP (Lawyers‘ Association for 
Human Rights of Nepalese Indigenous 
Peoples) vertritt die Interessen der lo-
kalen Bevölkerung gegenüber dem 
Beschwerdemechanismus bei der Eu-
ropäischen Entwicklungsbank EIB 
(European Investment Bank), dem EIB 
Complaints Mechanism.

Wasserkraftprojekte  
am Fluss Marsyangdi

Die Einheimischen sagen, dass „Mar-
syangdi“ in der Sprache der Gurung 
„wütender Fluss“ bedeutet. Von der EU 
und von China finanzierte Projekte in 
der Region haben dazu geführt, dass 
der Fluss realiter seinen Namen able-
gen musste. Die international finan-
zierten Sektorprogramme zur Wasser-

kraft rund um den Marsyangdi-Fluss 
begannen 2008, insbesondere mit dem 
von der deutschen Regierung finan-
zierten 72 Megawattprojekt Middle 
Marsyangdi.2 Im Jahr 2016 nahm das 
50 Megawattprojekt Upper Marsyang-
di des chinesischen Staatsunterneh-
mens SinoHydro den Betrieb auf.3 Es 
gibt Vorschläge, am Marsyangdi-Fluss 
und seinen Nebenflüssen in den Be-
zirken Lamjung und Manang weitere 
1000 Megawatt aus Wasserkraft zu er-
zeugen. Die lokalen Gemeinschaften, 
die mit ihrem Lebensunterhalt und ih-
rer Kultur vom Fluss und seinen Ne-
benflüssen abhängig sind, befürchten, 
dass all diese Wasserkraftprojekte ihren 
Fluss in der bisherigen Form und da-
mit ihre traditionelle Lebensweise zum 
Verschwinden bringen. Die Betrof-
fenen tragen ihre Beschwerden häufig 
dem Anwaltskollektiv LAHURNIP 
vor. Sie klagen über Entwicklungspro-
jekte, die Konflikte zwischen den Ge-
meinschaften schüren und die Men-
schen entzweien, um die Stimme der 
betroffenen Gemeinschaften zu margi-
nalisieren und zu unterdrücken.4 

Der Umfang der Infrastrukturent-
wicklung im nepalischen Wasser-
kraftsektor ist enorm. Zusätzlich zu 
den Dämmen werden Übertragungs-
leitungen gebaut, um den produzierten 
Strom nach Kathmandu und Indien zu 
transportieren.5 Die Leitungen liegen 

im und um das Annapurna-Schutzge-
biet herum. Im Jahr 2016 stellte Sino-
Hydro die 132 Kilovolt Übertragungs-
leitung Bhulbhule-Mid-Marsyangdi 
fertig. Sie verbindet das Projekt Up-
per Marsyangdi mit der von Deutsch-
land geförderten 72 Megawatt Anla-
ge. Jetzt unterstützen die Europäische 
Investitionsbank (EIB) und die Asia-
tische Entwicklungsbank (ADB) das 
staatliche Stromversorgungsunterneh-
men Nepal Electricity Authority (NEA) 
beim Bau einer 220 Kilovolt Hoch-
spannungsleitung namens Marsyang-
di-Korridor.6 Dieser Korridor beginnt 
im Distrikt Manang, verläuft im und 
um das Annapurna-Naturschutzge-
biet und ist mit dem SinoHydro-Stau-
damm verbunden.7 Parallel zur Über-
tragungsleitung von SinoHydro geht 
es weiter, in Nähe des 72 Megawatt-
Damms Middle Marsyangdi, durch 
die Bezirke Gorkha und Tanahu und 
endet schließlich im Bezirk Chitwan. 
Weitere Dämme entstehen in Manang 
und Lamjung. Weitere Übertragungs-
leitungen sind geplant.

Die lokalen Gemeinschaften machen 
geltend, dass diese Projekte ihre Um-
welt- und Menschenrechte verletzen. 
Ihnen wird Land weggenommen, 
ohne darüber informiert worden zu 
sein, wie die Auswirkungen der Pro-
jekte vermieden, abgeschwächt oder 
kompensiert werden könnten.8 Meh-
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rere Gemeinschaften, die von der Ent-
wicklung der Wasserkraft in Manang 
und Lamjung betroffen sind, haben 
Komitees gebildet, um ihre Rech-
te einzufordern. Betroffen sind indi-
gene Völker, Brahmanen der Hindu-
kaste Chhetri und Dalits. Sie fordern, 
dass Projekte auf ihrem angestamm-
ten Land ihre Rechte respektieren so-
wie ihre freie, vorherige und auf hin-
reichenden Informationen beruhende 
Zustimmung (Free, Prior and Infor-
med Consent, FPIC) einholen. Meh-
rere dieser lokalen Komitees haben 
sich als FPIC & Rights Forum organi-
siert. Es handelt sich um eine basis-
demokratische Dachorganisation auf 
Distriktebene, die Untersuchungen, 
Lobbyarbeit und die Verbreitung von 
Informationen durchführt.

Die betroffenen Gemeinden haben 
mehrere friedliche Proteste gegen die 
anstehenden Projekte organisiert. Sie 
trafen sich mit Behörden auf lokaler, 
Provinz- und nationaler Ebene sowie 
mit Beamten auf allen Ebenen. Treffen 
gab es außerdem mit den Projektführ-
ern, einschließlich NEA und den Pro-
jektfinanziers EIB und SinoHydro. Die 
Projektführer und Geldgeber änderten 
die Art und Weise, wie sie ihre Projekte 
umsetzen, allerdings kaum. Die Ge-
meinden blieben auf ihren vielen un-
beachteten Befürchtungen sitzen.

Vorbehalte gegen den 
Marsyangdi-Korridor

Der Mangel an kommunaler Betei-
ligung an den Wasserkraftprojekten 

hat zu erheblichen Konflikten zwi-
schen Projektentwicklern und betrof-
fenen Gemeinden geführt. Bauvorha-
ben wurden gewaltsam vorangetrieben, 
Menschenrechte verletzt,9 andererseits 
die Projektdurchführung verzögert, 
und Anlagen strandeten.10 Die Pro-
jektdurchführung verläuft suboptimal, 
Projektentwickler konsultieren die lo-
kalen Gemeinschaften nicht angemes-
sen bei Fragen der Entschädigung für 
die Beeinträchtigungen der Lebens-
grundlagen, kultureller Normen und 
sozialem Gefüge.11 Von Mitsprache bei 
der Projektgestaltung des Marsyangdi-
Korridors ganz zu schweigen.12

Schaubild zum Marsyangdi-Korridor zur 
Vorlage zur Konsultation mit der EIB.

Bild: © FPIC & Rights Forum
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Die Gemeinden sind besorgt über die 
Umweltauswirkungen des Marsyang-
di-Korridors. Diese umfassen Entwal-
dung, Waldfragmentierung, ökolo-
gische Störungen für Vögel und Tiere 
und die kumulativen Auswirkungen 
weiterer Wasserkraftprojekte. Diese 
werden weitere Stromleitungen benö-
tigen, damit sich das alles rechnet.13 
Viele Betroffene sorgen sich um die 
potenziellen Auswirkungen von Über-
landleitungen auf ihre Gesundheit 
und Sicherheit, etwa über Risiken von 
Stromschlägen oder psychologischem 
Stress durch Leitungen, die bei land-
wirtschaftlicher Tätigkeit über ihren 
Köpfen verlaufen. Es gab keinen Di-
alog über die (Nicht-) Risiken der Ab-
strahlung bei Stromleitungen, so dass 
Gerüchte aufkamen, Übertragungs-
leitungen könnten Krebs und andere 
Schäden verursachen.

Für die Gemeinschaften ist der Mar-
syangdi-Korridor nicht die erste Strom-
leitung, die durch ihr Land führt. Es 
wird wohl auch nicht die letzte sein. 
Es ist aber unklar geblieben, warum 
so viele Übertragungsleitungen benö-
tigt werden. In der Bergregion gibt es 
wenig Flachland. Jedes Projekt benöti-
gt mehr davon, so dass die Gemeinden 
von Masten und Leitungen geradezu 
durchzogen werden. Die Gemeinden 
fragen sich, ob die vielen Übertra-
gungsleitungen nicht zu einer einzigen 
gebündelt werden könnten.

Die betroffenen Gemeinden ziehen 
aus dem Marsyangdi-Korridor nur 
einen geringen Nutzen. Die dafür 
notwendigen Grundstücke werden 
bislang nur mit 10 Prozent des Boden-
wertes entschädigt.14 Es handelt sich 
um einen 30 Meter breiten Streifen 
Land unterhalb der Leitungen. Au-
ßerdem soll die Entschädigung pau-
schal auf der Grundlage von staatlich 
berechneten Bodenpreisen erfolgen, 
nicht durch Einzelverhandlungen mit 
den Grundbesitzern. Dabei schrei-
ben die Bodengesetze in Nepal dies 
so vor, und zwar auf der Grundlage 
einer transparenten Marktbewertung. 
Ebenso sollte die Entschädigung nicht 
nur monetär erfolgen. Abschnitt 14 
des Grundstückserwerbsgesetzes von 
1977 besagt, dass der Staat die Ge-
meinden mit Land entschädigt, so-
weit staatliches Land verfügbar ist. 
Diese Option wird bei Überlandlei-
tungen nie in Betracht gezogen. Laut 
§ 26 des Grunderwerbsgesetzes (1977) 
muss die Zustimmung der Grundei-
gentümer vorliegen. Artikel 25 der 
Verfassung (2015) bestimmt, dass das 
Recht auf Eigentum ein Grundrecht 
ist und eine angemessene Entschädi-
gung erfordert. Die Wohnrechtsge-
setzgebung von 2019 (Right to Housing 
Act, 2019) verpflichtet die Regierung, 
für den Wohnungsbau ein günstiges 
Umfeld zu schaffen. Nichts davon ha-
ben die Behörden angemessen berück-
sichtigt.

Die Gemeinden sind der Ansicht, dass 
die Entschädigung für Grund und Bo-
den zu niedrig ist. Immerhin werden sie 
daran gehindert, auf den Landstreifen 
unter den Leitungen irgendetwas bau-
en oder Bäume pflanzen zu können. 
Die Banken wollen davon beeinträch-
tigte Grundstücke nicht als Sicherheit 
für Kredite akzeptieren. Grundstücke 
unter oder in der Nähe von Übertra-
gungsleitungen werden kaum nachge-
fragt. Dies verringert die Ertragskraft 
merklich.

Die Gemeinschaften verlangen Re-
spekt vor ihren Rechten, werden da-
bei aber als entwicklungsfeindlich und 
erpresserisch denunziert.15 Der Gold-
rausch im Kontext der nepalischen 
Wasserkraft verleitet dazu, Unregel-
mäßigkeiten bei Projekten zu rechtfer-
tigen und die Beschwerden Betroffener 
zu ignorieren.16 Forderungen gemäß 
den Landrechten der Gemeinschaften 
werden unter dem Vorwand abgelehnt, 
dass ein Entwicklungsland wie Ne-
pal es sich nicht leisten könne, seinen 
Bürger(inne)n vergleichbare Entschä-
digungen zu zahlen wie in entwickelten 
Ländern. Die Gemeinschaften verlan-
gen jedoch nur, dass ihnen der volle 
Schaden ersetzt wird, den sie nach dem 
nepalischen Eigentumsrecht erleiden. 

Schaubild zum Marsyangdi-Korridor zur 
Vorlage zur Konsultation mit der EIB.

Bild: © FPIC & Rights Forum
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Friedliche Proteste gegen einige Über-
tragungsleitungsprojekte wurden von 
bewaffneten paramilitärischen Kräf-
ten aufgelöst. Mitglieder protestie-
render Gemeinschaften sahen sich 
mit Haftstrafen, falschen Anschuldi-
gungen und anderen Formen der Ein-
schüchterung konfrontiert.17

Die Europäische Union

Die Europäische Union ist im nepa-
lischen Wasserkraftsektor unter an-
derem über die EIB stark engagiert. 
Die EIB finanziert den Marsyangdi-
Korridor im Rahmen eines Darlehens 
über 99 Millionen Euro für das Pro-
jekt Nepal Power System Expansion. 
Dazu gehören Stromleitungen in der 

Region.18 Die EIB gewährt Nepal au-
ßerdem ein Darlehen von 30 Millionen 
Euro für das Nepal Grid Development 
Programme sowie ein Darlehen von 60 
Millionen Euro für das Wasserkraft-
projekt Tanahu.19

Gemäß Rahmenvereinbarung zum 
Results Measurement Framework fi-
nanziert die EIB den Marsyangdi-
Korridor zwecks „Unterstützung von 
Klimaschutzmaßnahmen, der Ent-
wicklung der sozialen und wirtschaft-
lichen Infrastruktur sowie der vor-
rangigen Ziele der EU zur Förderung 
erneuerbarer Energien, zur Bekämp-
fung des Klimawandels und zur Ar-
mutsbekämpfung“. Die EIB geht da-
von aus, dass ihr Beitrag zu „deutlich 
erhöhten“ Umwelt- und Sozialstan-
dards führen wird. Die lokalen Ge-
meinschaften in Lamjung und Ma-
nang können diese Verbesserungen 
in den Umwelt- und Sozialstandards 
vor Ort jedoch nicht entdecken.

Auf internationaler Ebene wird die Not-
wendigkeit zunehmend anerkannt, mit 
den betroffenen Menschen gemeinsam 
die Auswirkungen von Übertragungs-
leitungen zu erörtern und sie auf in-
dividueller und gemeinschaftlicher 
Ebene zu entschädigen. So gewähren 
Regierungen und Projektgesellschaf-
ten in Europa oder Nordamerika20 
einzelnen Grundeigentümern erheb-
liche Vorteile auf Gemeindeebene und 
eine angemessene Entschädigung für 
Grundstücke unterhalb einer Stromlei-
tung. Dies macht oft mehr als 100 Pro-
zent des Grundstückwertes aus. Sie bie-
ten auch eine bessere Information und 
Konsultation zu den Projekten und ih-
ren Auswirkungen an.

Viele europäische Länder bieten 
Grundbesitzer(inne)n in ihren Län-
dern einen viel stärkeren Schutz als 
bei Investitionen etwa im nepalischen 
Stromleitungssektor. Die vom Mar-
syangdi-Korridor betroffenen Ge-
meinschaften verstehen nicht, warum 
die EIB bei ihnen ein niedrigeres Ni-
veau der Offenlegung, Konsultation 
und Kompensation zulässt. Sie erach-

ten dies als Diskriminierung und er-
warten von der EIB mehr Rechtssen-
sibilität.

EIB Beschwerdemechanismus

Anfang 2018 erfuhren die Gemein-
den Lamjung und Manang, dass sie 
ihre Vorbehalte gegen die von der EIB 
finanzierten Projekte unabhängigen 
Einrichtungen zur Rechenschaftsle-
gung vorlegen können. Dazu gehö-
ren der Beschwerdemechanismus der 
EIB und die europäische Ombudsstel-
le. Sie erhoffen sich Abhilfe bei ihren 
Schäden, und dass die Anhörung ihrer 
Vorbehalte der EIB helfen möge, ih-
ren Auftrag zur Unterstützung nach-
haltiger Entwicklung und Schutz der 
Menschenrechte besser zu erfüllen und 
die Bank potenziell vor Imagerisiken 
zu schützen. 

Das Team zum Beschwerdemechanis-
mus ist vom EIB-Team zur Bearbei-
tung von Darlehen getrennt. Das erste-
re nimmt Beschwerden von Personen 
entgegen, die Missstände bei von der 
EIB finanzierten Projekten anzeigen, 
einschließlich ökologischer und sozia-
ler Probleme. Sollte eine Gemeinschaft 
sich durch den Beschwerdemechanis-
mus unangemessen behandelt finden, 
kann sie bei der europäischen Ombuds-
person eine nächste Beschwerde ein-
legen. Der Beschwerdemechanismus 
verfügt über zwei Hauptfunktionen. 
Zum einen wird das Projekt untersucht 
und gegebenenfalls festgestellt, inwie-
weit Projekt und Darlehen den Um-
welt- und Sozialvorschriften der EIB 
entsprechen. Zum zweiten besteht die 
Möglichkeit der Mediation.21

Am 8. Oktober 2018 reichte das 
FPIC & Rights Forum eine Beschwer-
de über den von der EIB finanzierten 
Marsyangdi-Korridor ein.22 In der Be-
schwerde forderten die Lamjung-Ge-
meinschaften eine Vermittlung zwi-
schen ihnen einerseits und der EIB, 
der NEA und dem Staat Nepal ande-
rerseits.23 Die Gemeinschaften erhoff-
ten sich, dass sie über Konzeption und 
Durchführung von Projekten besser 

Der Fluß Marsyangdi.
Bild: junaidrao auf flickr.com (CC BY-NC-ND 2.0)
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informiert werden, und dass Verwal-
tungsrat und Management der EIB 
ein besseres Check-and-Balance-Sys-
tem zwecks treuhänderischer Verant-
wortung für Steuergelder entwickeln 
können.

Der Leiter der Abteilung zum Be-
schwerdemechanismus sowie ein er-
fahrener Mediator besuchten den Be-
zirk Lamjung vom 15. bis 18. März 
2019. Sie nahmen eine erste Bewer-
tung der Beschwerde vor und hörten 
die Anliegen der Gemeinschaften per-
sönlich. 24 Sie besuchten fünf Stand-
orte im Bezirk Lamjung, die etwa 40 
Kilometer Stromleitung abdeckten. 
Darunter befanden sich Abschnitte, 
die durch das Naturschutzgebiet An-
napurna führen. An vier Tagen tra-
fen sich rund 700 Betroffene aus den 
Gemeinschaften mit den Vertretern 
des EIB-Beschwerdemechanismus. 
Es waren Frauen, Männer, ältere und 
junge Menschen aus indigenen Ge-
meinden, der Chhetri-Kaste und Da-
lits. Sie trugen ihre Hoffnungen und 
Ängste zu den möglichen Auswir-
kungen des Projekts auf ihr Land, ih-
ren Lebensunterhalt, ihre Gesund-
heit und Sicherheit vor. Nach den 
Treffen mit den Gemeinden reisten 
die EIB-Mitarbeiter nach Kathman-
du, um sie sich mit Vertreter(inne)n  
der NEA und des nepalischen Ener-
gie- und Forstministeriums zu treffen.

Ende Juli 2019 veröffentlichte der 
Beschwerdemechanismus einen In-
terimsbericht. Die Gemeinschaften 
begrüßten, dass dieser viele ihrer Be-
sorgnisse aufgenommen und aner-
kannt hatte. Dazu gehören die Aspekte:

• fehlende angemessene Konsultati-
on, mangelnde Offenlegung von In-
formationen und Einigung über das 
Projekt, dessen Auswirkungen sowie 
Informationen darüber, wie Auswir-
kungen vermieden, abgeschwächt 
oder kompensiert werden könnten; 

• unzureichende Kompensation und 
das Fehlen eines angemessenen 
Kompensationsprozesses; 

• fehlender angemessener FPIC-Pro-
zess mit den von dem Projekt betrof-
fenen indigenen Gemeinschaften;

• Lücken in der Umwelt- und Sozial-
bewertung und anderer Dokumen-
tation des Projekts.

Der Bericht teilte ebenso die Sicht-
weise der NEA auf die von den be-
troffenen Gemeinschaften aufge-
worfenen Fragen. Die NEA hatte 
zugestanden, dass sie mit einzelnen 
Grundeigentümern nicht verhandelt 
hatte. Sie hatte vorneweg angenom-
men, kein Mitglied der Gemeinschaft 
wäre damit einverstanden, dass eine 
Übertragungsleitung über seinem 
oder ihrem Eigentum verläuft. Die 
NEA räumte gleichfalls ein, dass 
Banken das Land nicht als Sicher-
heit akzeptieren, sobald es unter das 
Wegerecht für die Stromleitung fällt. 
Die NEA scheint außerdem bereit zu 
sein, die Entschädigung für Grund-
stücke von 10 auf 20 Prozent zu er-
höhen, und dass die Bedingungen 
für Ausgleichszahlungen überarbei-
tet werden sollten.

Der Beschwerdemechanismus emp-
fahl eine Mediation und bot an, ei-
nen Dialog zwischen dem FPIC & 
Rights Forum und der NEA einzufä-
deln, sollten beide Parteien sich be-
reit erklären, am vorgeschlagenen Lö-
sungsprozess teilzunehmen, um die 
Bedenken der Gemeinden bezüglich 
des Marsyangdi-Korridors auszuräu-
men. Das FPIC & Rights Forum er-
klärte sich zur Mediation bereit, die 
NEA sagte leider Nein.25 Daraufhin 
erklärte der Beschwerdemechanis-
mus, dass eine Konformitätsprüfung 
eingeleitet werde, um festzustellen, 
ob die EIB ihren Umwelt- und So-
zialanforderungen im Marsyangdi-
Korridor nachgekommen ist.26 In sei-
nem Abschlussbericht werden auch 
Verstöße angesprochen, die bei der 
Nachuntersuchung zutage traten.

Die lokalen Gemeinschaften hätten 
gerne mit der NEA und der EIB darü-
ber gesprochen, wie die Auswirkungen 

des Marsyangdi-Korridors am besten 
angegangen werden können. Die Ent-
täuschung war groß, als die NEA Nein 
sagte. Stellt sich die Frage, inwieweit 
die NEA überhaupt ein Interesse hat, 
die Probleme gütlich zu lösen.

Ausblick

Investoren wie die EIB müssen die Bi-
lanz Nepals in Bezug auf Menschen-
rechtsverletzungen berücksichtigen. 
Dies umfasst typische Muster von Un-
terdrückung und Einschüchterung ge-
gen Gemeinschaften, die ihre Rechte 
geltend machen – umso mehr, wenn es 
sich um marginalisierte Teile der Ge-
sellschaft handelt. Die Gemeinschaf-
ten in Lamjung und Manang haben 
sich mit der EIB und ihrem Beschwer-
demechanismus befasst, weil sie von 
Europa erwarten, dass Menschenrech-
te und Grundfreiheiten im In- wie im 
Ausland geachtet werden. Angesichts 
der Weigerung der NEA kommt es nun 
darauf an, dass die EIB ihre Ressourcen 
und ihr Fachwissen zu Nepal einsetzt 
und direkt mit den betroffenen Be-
völkerungsgruppen zusammenarbei-
tet. Ein ganzheitlicher Ansatz der EIB 
ist notwendig, um die ökologische und 
soziale Verträglichkeit von Projekten 
zu untersuchen. Die angemessene Be-
schäftigung mit den Befürchtungen 
der vom Marsyangdi-Korridor betrof-
fenen Lamjung-Gemeinden könnte 
dazu beitragen.

Aus dem Englischen übersetzt  
von Theodor Rathgeber

Zum Autor
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